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Amts : Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


.... x. En ie u 
Je 40, Marienwerder, den 5. Oktober 1898. 
Verordnungen und Bekauntmachungen Kreiſes Löbau, folgende 4 Kram⸗, Vieh⸗ und Pferde⸗ 
der Zentral⸗Behörden. märkte abgehalten werden: 
1) Bekanntmachung. am 8. März, 
Für die im Jahre 1899 in Berlin abzuhaltende „ 28. Juni, 
Turnlehrerprüfung iſt Termin auf Donnerſtag, den „ 6. September und 
23. Februar 1899 und die folgenden Tage anberaumt „ 29. November. 
worden. Meine Bekanntmachung vom 26. v. Mts. (ver⸗ 


Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden öffentlicht durch Nr. 35 des Amtsblatts) wird hiermit 
Bewerber find bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde ſpä⸗ aufgehoben. 
teſtens bis zum 1. Januar 1899, Meldungen anderer Marienwerder, den 21. September 1898. 
Bewerber bei derjenigen Königlichen Regierung, in Der Regierungs⸗Präſident. 
deren Bezirk der Betreffende wohnt, ebenfalls bis zum 4) Bekanntmachung. 


1. Januar k. Is. anzubringen. Der nächſte Kurſus zur Ausbildung von Lehr: 


Nur die in Berlin wohnenden Bewerber, welche gen; ! : 
in keinem Lehramte ftehen, haben ihre Meldungen bei aut an an der Lehrſchmiede zu Charlottenburg 


dem Königlichen Polizei⸗Präſidium hierſelbſt bis zum Montag, den 7. November er 
7 0 0 


J. Jana Je einfuneichen. Anmeldungen ſind zu richten an den Direktor 


Die Meldungen können nur dann Berückſichtigung Lie 
finden, wenn ihnen die nach $ 4 der Prüfungsordnung 15 e eee a. D. Brand zu Charlotten⸗ 
U * 


05 15. Mai 1894 worgeſchriebenen Schriftſtücke ord⸗ Marienwerder, den 23. September 1898. 
nungsmäßig beigefügt find. ALLEN Der Regierungs-Präfibent. 

Die über Geſundheit, Führung und Lehrthätigkeit Be, . 
beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer Zeit aus⸗ 5) Die Wiederwahl des Bürgermeiſters Malinowski 


geſtellt ſein. zum Bürgermeiſter der Stadt Kauernik auf eine weitere 
Die Anlagen jedes Geſuches ſin dſzwölfjährige Amtsdauer iſt von mir beſtätigt worden. 

zu einem Hefte vereinigt vorzulegen. Marienwerder, den 27. September 1898. 

Berlin, 5 14. September 1898. 9 Der Regierungs⸗Präſident. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterri ts⸗ und 6) Bekanntmachung. 

In d 4 . Im Auſtrage des Herrn Finanz- Miniſters bringe 
2) Bekanntmachun 22 ich hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß die Seeſchiffs⸗ 
g. vermeſſungsbehörde zu Elbing am 1. Oktober d. Is. 


Poſtpacketverkehr mit Bolivien. aufgehoben wird und daß vom genannten Tage ab 


4 fi als Seeſchiffsvermeſſungsbehörde für die Provinzen 

Von jetzt ab können Poſtpackete u Werth; Oſt⸗ und Weſtpreußen nur noch die bisherige See⸗ 
angabe und RN BT der 15 e bur ſchiffsvermeſſungsſtelle in Danzig in Betracht kommt. 
3 kg nach Bolivien auf dem Wege über Hamburg Sämmtliche Anträge auf Seeſchiffsvermeſſungen, die 


und Chile verſandt werden. 5 i 8 5 
5 Die Poſtpackete müſſen frankirt werden. Die)" En 15 aber in Ju ber hegen 
Taxe beträgt 4 Mk. für jedes Packet. See en ſollen, une behörde zu fiellen ge 

rr en 27. September 1898. 
en, ES kan 1898. Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 

Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 7) re | von Pfandbriefen des 

von Podbielski. Danziger Hypotheken⸗Vereins. 
Verordnungen und Bekanntmachungen Folgende heute ausgelooſte Pfandbriefe 
der Provinzial⸗Behörden ze. 5°, Littr. A Nr. 1829. 2075. 2496. 2552. 2926, 

8) Im Jahre 1899 werden in der Ortſchaft Rybno, 2952. 2963. 


Ausgegeben in Marienwerder am 6. Oktober 1898. 
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Littr. B Nr. 512. 808. 1682. 2131. 3810. 8) Bekanntmachung. a 
3929. 3936. 4054. 4233. 4277. Die nächſte Prüfung der Maſchiniſten für See⸗ 
5284. 5287. 5443. 5502. dampfſchiffe der deutſchen Handelsflotte beginnt in 
„ CNr. 20. 59. 197. 331. 4026. 4091. Danzig am 
4134. 4191. 4253. 4301. 4882. ienſtag, den 8. November 1898. 
4915. 4967. 4997. 5002. 5005. Meldungen zu dieſer Prüfung mit den in der 
4'/a°/, Littr. H Nr. 141. 254. 886. Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 26. Juli 
„ G Nr. 27. 74. 89. 154. 202. 368. 1891 Reichsgeſetzblatt Seite 359 und flgb. vorge⸗ 
534. 590. ſchriebenen Zeugniſſen, ſind unbedingt 2 Wochen vor 
4% Littr. J Nr. 95. 138. 168. dem Prüfungstermine an den unterzeichneten Vor⸗ 
„ F Nr. 1245. 1436. 1601. 1853. 2091. [ſitzenden der Prüfungs⸗Kommiſſion portofrei einzu⸗ 
2157. 2291. 2351. 2715. 2770. reichen. 
3368. 3458. Druckexemplare der Prüfungsvorſchriften A 45 Pf. 
„ E Nr. 549. 664. 1113. 1201. 1304. werden auf Wunſch von dem Vorſitzenden zu jeder 
1701. 1900. 1942. 2251. 2361. Zeit gegen Einſendung des Koſtenbetrages und des 
„ D Nr. 826. 1001. 1098. 1266. 1377. Portos verabfolgt. 
1485. 1536. 1743. 2170. 2352. Es wird noch darauf hingewieſen, daß in den 
3 ¼ %% Littr. O Nr. 363. 383. 385. 392. 413. 584. durch § 3 der Bekanntmachung vom 26. Juli 1891 
„ N Nr. 922. 943. 970. 992. 996. 1018. vorgeſehenen Fällen, von dem die Prüfung Nachſuchenden 
1248. durch polizeilich beglaubigte Atteſte nachzuweiſen 
„ M Nr. 754. 776. 806. 814. 828. 839. iſt, daß er während des in Betracht kommenden Zeit⸗ 
852. 874. 900. raums die Lehrzeit in einer Dampfmaſchinenbau⸗ oder 
„ L Nr. 804. 819. 856. 907. 908. 1070. Dampfmaſchinen Reparatur - Werkſtätte und zwar als 
werdenihren Inhabern hiermit zum 2. Ja⸗ Schloſſer, Dreher, Monteur, Schmied oder Keſſelſchmied 
nnar 1899 gekündigt, mit der Aufforde⸗ beſchäftigt, zugebracht hat. 
rung, von da ab deren Nominalbetrag ent⸗ Die vorſtehende Anordnung findet indeſſen keine 
weder hier bei uns oder in Berlin bei der Anwendung auf diejenigen Perſonen, welche bis zum 
Preuß. Pfandbriefbank oder in Königsberg. Oktober 1887 zu einer Maſchiniſten⸗Prüfung zu⸗ 
in Pr. bei Herrn S. A. Sam ter Nachf. oderſgelaſſen waren. Dergleichen Perſonen können auch zu 
in Marienwerder bei Herrn M. Hirſchfel dſweiteren Prüfungen auf Grund der früheren Atteſte 
Nachfolger A. Seidler während der üblichen Geſchäfts⸗ zugelaſſen werden. 
ſtunden baar in Empfang zu nehmen. Demgemäß kommen hierbei in Betracht diejenigen 
Die vorbenannten Pfandbriefe ſind nebſt den Maſchiniſten III. Klaſſe, welche die Prüfung vor dem 
zugehörigen nach obigem Verfalltage fällig werdenden 1. Oktober 1887 beſtanden haben und nunmehr die 
Coupons und Talons in cours fähigem Zuſtande Prüfung II. Klaſſe ablegen wollen, ſowie diejenigen 
abzuliefern; der Betrag der etwa fehlenden Coupons Perſonen, welche vor dem genannten Tage zur Prüfung 
wird von der Einlöſungs⸗Valuta in Abzug gebracht. II. oder III. Klaſſe zugelaſſen worden ſind, dieſelben 
Die Verzinſung der vorbezeichneten gekündigten aber nicht beſtanden haben. 
Pfandbriefe hört mit beſagtem Verfalltage auf und wird Danzig, den 9 September 1898. 
in Betreff ihrer Valuta nach § 28 unſeres Statuts f Der Vorſitzende 
verfahren werden. der Prüfungs⸗Kommiſſion für Seedampfſchiffs⸗ 


Reſtanten von früheren Looſungen find: Maſchiniſten. 
5% Littr. A Nr. 2509. Tekliing 
„ B Nr. Er 22175 0 Regierungs⸗ und Gewerbe⸗Rath. 
Nr 1519. 5 3 . 
4½ / Littr. H Nr. 128. 9) Bekanntmachung. 


Auf Antrag der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion 
in Danzig ſoll im Wege des durch das Geſetz vom 
11. Juni 1874 (G.⸗S. S. 221) vorgeſchriebenen Ver⸗ 
fahrens die Entſchädigung für die von den nach⸗ 
bezeichneten in der Gemarkung Marienwerder gelegenen 
Grundſtücken zum Bau der Eiſenbahn von Jablonowo 
nach Rieſenburg mit Abzweigung nach Marienwerder 
in Anſpruch genommenen Flächen feſtgeſtellt werden: 


1. Grundbuch Marienwerder, Außentheil Band V 
Nr. 3 der Zuckerfabrik Marienwerder, 

2. desgl. a dem Mafchinenfabrifanten Otto 
Tolke, 


„ G Nr. 390. 
4% Littr. J Nr. 9. 
„ F Nr. 16. 94. 347. 1274. 1288. 
„ E Nr. 42. 264. 373. 
„ D Nr. 23. 86. 119. 199. 370. 1020. 
1117. 1313. 2301. 2508. 2803. 
3½ %% Littr. O Nr. 6. 170. 

„ N N. 45. 63. 159. 
„ M Nr. 271. 551. 679. 764. 811. 
„ L Nr. 98. 131. 765. 774. 

Danzig, den 15. September 1898. 

Die Direktion. Weiß. 
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3. desgl. Nr. 125 dem Maurer⸗ und Zimmermeiſter 
Otto Horwicz, 

4. „ Nr. 98 dem Rentier Ewald Schwanke, 

5. „ Nr. 121 der Anna Montua geb. de Grain, 

6. „ Nr. 1 dem Fuhrhalter Heinrich Guczewski, 

7. „ Nr. 4 Antheile dem Eigenthümer Karl 
Siedau, 

8. „ ohne Nr. der Stadtgemeinde Marienwerder, 

9. „ Nr. 49 und 3 der Wittwe Ida Krauſe 
geb. Hauſchulz und deren Kindern, 

10. „ ohne Nr. der Stadtgemeinde Marienwerder, 

11. „ Nr. 49 dem Gutsbeſitzer Max Herrmann 


gehörig. 

Zu dieſem Zwecke habe ich Termine an Ort und 
Stelle und zwar für die zu 1 bis einſchließlich 7 ge⸗ 
nannten Parzellen auf 

Mittwoch, den 12. Oktober d. Is., 

Vormittags 8 ½ Uhr, 
Zuſammenkunftsort: Bahnhof hierſelbſt, für die zu 8 
bis 11 genannten Parzellen auf 

Donnerſtag, den 13. Oktober d. Is., 

Vormittags 8 ½ Uhr, 

Zuſammenkunftsort: Gaſthaus zu Liebenthal anberaumt. 


Alle neben den Eigenthümern und dem Unternehmer 
Betheiligten werden zu dieſem Termine behufs Wahr⸗ 
nehmung etwaiger Rechte unter der Verwarnung geladen, 
daß bei ihrem Ausbleiben die Entſchädigung ohne ihr 
Zuthun feſtgeſtellt und wegen Auszahlung oder Hinter⸗ 
legung das Erforderliche verfügt werden wird. 

Marienwerder, den 27. September 1898. 

Der Enteignungs⸗Kommiſſar. 
Auffarth, 
Regierungs-Rath. 


Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
1. Anna Marie Hoßmann, geboren am 12. De⸗ 
zember 1873 zu Chur, Kanton Graubünden, 
ſchweizeriſche Staatsangehörige, wegen gewerbs⸗ 
mäßiger Unzucht, vont Kaiſerlichen Bezirks⸗Prä⸗ 
ſidenten zu Straßburg i. E., vom 20. Auguſt d. J. 
Meyer⸗Arie Katz, Handelsmann, geboren im 
Jahre 1870 zu Saſſow, Galizien, öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger, wegen Bettelns, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs Präſidenten zu Frankfurt 
a. O, vom 23. Juli d. J. 
Joſef Klinger, Schloſſer, geboren am 26. Mai 
1867 zu Neuhaimhaufen, ortsangehörig zu Pro⸗ 
menhof, Bezirk Plan, Böhmen, wegen Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Minden, vom 13. Auguſt d. J. 
Franz Koſtinkovi, Former, geb. am 1. Mai 
1851 zu Dübno, Bezirk Reichenau, Böhmen, 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Land⸗ 
ſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten 
zu Metz, vom 13. Auguſt d. J. 
Adolf Leygraff, Schreinergeſelle, geboren am 


10) 


= 


— 


1. Dezember 1850 zu Wageningen, Niederlande, 
niederländiſcher Staatsangehöriger, wegen Land⸗ 
ſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten 
zu Metz, vom 13. Auguſt d. J. 

Giulio Lovelli, Erdarbeiter, geb. am 4. Auguſt 
1860 zu Neapel, italieniſcher Staatsangehöriger, 
wegen Landſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗ 
9 zu Straßburg i. E., vom 16. Auguſt 
d 


„Ludwig Schwett (Szwed), Arbeiter, etwa 
51 Jahre alt, geboren zu Rudnik, Bezirk Nisko, 
Galizien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Marienwerder, vom 11. Auguſt d. J. 

Anton Sedlacek, Feilenhauer, geboren am 
28. Dezember 1869 zu Teplitz, Böhmen, orts⸗ 
angehörig zu Gabel, Böhmen, wegen Diebftahls, 
groben Unfugs und Landſtreichens, von der König: 
lich bayeriſchen Polizei⸗ Direktion zu München, 
vom 2. Auguſt d. J. 

Thereſia Wuchinger, Marionettenſpielerin, ge⸗ 
boren im Jahre 1877 zu Malain, Mähren, öſter⸗ 
reichiſche Staatsangehörige, wegen Landſtreichens 
und Diebſtahls, vom Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten zu Liegnitz, vom 17. Auguſt 
d. 


Perſonal⸗Chronik. 

Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben geruht, 
den Königlichen Domänenpächtern, Oberamtmännern 
von Kries zu Roggenhauſen und Donner zu 
Steinau den Charakter als „Amtsrath“ zu verleihen. 

Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, dem Strommeiſter Julius Johanni 
in Culm, anläßlich ſeines Uebertritts in den Ruheſtand 
das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 

Der Regierungs⸗ und Baurath Maas iſt mit 
dem 1. Oktober d. Is. von Berlin an die hieſige Ne⸗ 
gierung verſetzt. 

Der Regierungs⸗Aſſeſſor Dr. Juzi iſt an die 
Königliche Regierung zu Stade verſetzt. 

Die Erſatz⸗Wahl des Kaufmanns Moritz Blum 
und des Droguiſten Hermann Wiebe zu unbeſoldeten 
Rathsherren der Stadt Marienwerder iſt beſtätigt worden. 

Die Wiederwahl des Rathsherrn Dückmann 
zum unbeſoldeten Rathsherrn der Stadt Dt. Krone 
iſt beſtätigt worden. 

Die Wahl des Brauereibeſitzers Richard Bauer 
zum unbeſoldeten Beigeordneten der Stadt Brieſen iſt 
beſtätigt worden. 

Die Verwaltung der Königlichen Adminiſtrations⸗ 
kaſſe für die Meliorationsanlagen im Roſochabruche 
iſt vom 1. Oktober d. Is. ab dem Königlichen Forſt⸗ 
kaſſenrendanten von Oertzen zu Prechlau über⸗ 
tragen worden. 

Im Kreiſe Culm iſt der Rittergutsbeſitzer Hin⸗ 
richſen zu Plonchaw zum Amtsvorſteher für den 
Amtsbezirk Villiſaß ernannt. Ferner ſind zu Amts⸗ 
vorſteher⸗Stellvertretern ernannt worden: 
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der Gutsbeſitzer Schmidt zu Bilau für den 
Amtsbezirk Liſſewo, 


für den Amtsbezirk Unislaw, 
der Beſitzer Ziebarth zu Blotto für den 
Amtsbezirk Friedrichsbruch, 
.der Beſitzer Richert zu Schöneich für den 
Amtsbezirk Schöneich, 
der Rittergutsbeſitzer Arnthal zu Baierſee für 
den Amtsbezirk Kgl. Kiewo. 
Im Kreiſe Löbau iſt der Königliche Oberförſter 
Lange zu Koſten zum Amtsvorſteher für den Amts⸗ 
bezirk Koſten ernannt. 
Im Kreiſe Stuhm ſind ernannt worden 
a. zu Amtsvorſtehern: 

der Rittergutsbeſitzer Otto von Kries zu 
Trankwitz für den Amtsbezirk Trankwitz, 
der Rittergutsbeſitzer Eduard Bergmann zu 
Gr. Stanau für den Amtsbezirk Sparau, 
der Rittergutsbefitzer Graf Adam von Siera⸗ 
kowski zu Gr. Waplitz für den Amtsbezirk 
Waplitz, 
der Gutsbeſitzer Karl Schade zu Czerpienten 
für den Amtsbezirk Czerpienten, 
der Gutsbeſitzer Hugo Philipſen zu Vorwerk 
Barlewitz für den Amtsbezirk Barlewitz. 

b. zu Amtsvorſteher⸗Stellvertretern: 
. ber Gutsbeſitzer Franz Drewke zu Troop für 

den Amtsbezirk Troop, 
. ber Beſitzer Adolph Kirchner zu Lichtfelde für 
den Amtsbezirk Lichtfelde, 


den Amtsbezirk Baumgarth, 

der Rittergutsbeſitzer Bruno Donner zu Blo⸗ 
naken für den Amtsbezirk Sparau, 

der Oberinſpektor Stanislaus Neuhauer in 
Gr. Waplitz für den Amtsbezirk Waplitz, 

der Gutsbeſitzer Ferdinand Zimmermann zu 
Barlewitz für den Amtsbezirk Barlewitz. 
Ernannt iſt: der Poſtaſſiſtent Klauck in Neuen⸗ 
burg Weſtpr. zum Ober⸗Poſtaſſiſtenten. 

Uebertragen iſt: dem Poſtſekretär Korſch in 
Königsberg i. Pr. eine Ober⸗Poſtſekretärſtelle bei dem 
Poſtamte in Culm. 

Verſetzt ſind: der Ober⸗Poſtſekretär Finger von 
Culm nach Landsberg Warthe, der Ober⸗Poſtaſſiſtent 
Böge von Lautenburg Weſtpr. nach Danzig, die Poſt⸗ 
aſſiſtenten Broſius von Roſenberg Weſtpr. nach 
Leipzig, Ziepel von Berent nach Thorn, der Tele⸗ 
graphenaſſiſtent Jeſſat in Danzig als Poſtverwalter 
nach Lnianno, der Poſtverwalter Matzat von Montowo 
nach Gorzno. 


& 9 


a 


6. 


. ber Beſitzer Julius Bröske zu Baumgarth für A 


Die Ortsaufſicht über die neu gegründete Schule 
zu Abbau Oſche, im Kreiſe Schwetz, iſt dem Kreis⸗ 


. der Rechnungsführer Bendix zu Raczyniewo ſchulinſpektor Engelien in Neuenburg übertragen. 


12) Erledigte Schulſtellen. 
Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Dorf 
Rehden, Kreis Graudenz, iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Schulrath Dr. Kaphahn zu Graudenz zu melden. 

Die erſte Lehrerſtelle an der Volks - Schule zu 
Miedzno, Kreis Schwetz, wird zum 1. Oktober d. Js. 
erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Engelien zu Neuenburg zu melden. 

Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Sania, 
Kreis Konitz, iſt erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Block zu Bruß zu melden. 

Die neu gegründete Lehrerſtelle an der Volks⸗ 
Schule zu Debenz, Kreis Graudenz, ſoll beſetzt werden. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
En Schulrath Dr. Kaphahn zu Graudenz zu 
melden. 


Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
Bekanntmachung. 
Gemäß § 37 des revidirten Statuts des Präſident 
Dr. Fülleborn'ſchen Vereins zur Unterſtützung hinter⸗ 
bliebener Kinder verſtorbener Juſtizbeamten im Bezirk 
des Königlichen Oberlandesgerichts in Marienwerder 
vom 16. Dezember 1879 werden die Mitglieder zu 
einer Generalverſammlung auf 
den 13. Oktober 1898, 
Mittogs 12 Uhr, 
in den großen Sitzungsſaal des hieſigen Oberlandes⸗ 
gerichts geladen. 
Gegenſtand der Generalverſammlung iſt: 
die Abſtattung des Jahresberichts und Vorlegung 
der Jahresrechnung, 
etwaige auf Förderung der Zwecke des Vereins 
oder auf Abänderung des Statuts gerichtete 
Anträge. 
Marienwerder, den 26. September 1898. 
Der Präſident des Königlichen Oberlandesgerichts. 


IE 
2. 


(Hierzu eine außerordentliche Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 40.) 


Rediqirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hofbuchbruderi. 


Extra⸗Beilage zum Amtsblatt. 


Betriebs⸗Vorſchriſten für Kleinbahnen mit Maſchinenbetrieb 
(zu 8. 22 Abſ. 4 der Ausführungsanweiſung vom 13. Auguſt 1898 zu dem Geſetze über 
Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892). 


Se 
1. Für Vollſpurbahnen ſoll die Spurweite, im Lichten zwiſchen den Schienenköpfen gemeſſen, 
in geraden Gleiſen 1,435 m betragen, für Schmalſpurbahnen 1,000 m oder 750 mm oder 600 mm. 
2. Ausnahmen regeln ſich nach der Ausführungsanweiſung zu §. 9 unter A (Ziffer 5). 


8. 2. 
Die Längsneigung der Bahn ſoll bei Reibungsbahnen das Verhältniß von 40% (1: 25) in der 
Regel nicht überſchreiten. Bei vollſpurigen Zahnradbahnen, auf welche Betriebsmittel von Haupt⸗ und 
Nebeneiſenbahnen übergehen, ſoll die Längsneigung nicht über 100% (1: 10), bei allen anderen Zahn⸗ 
radbahnen nicht über 250 % (1: 4) betragen. Stärkere Neigungen find zuläſſig. Es find jedoch in 
ſolchen Fällen ergänzende, von den Ergebniſſen eines Probebetriebes abhängig zu machende Sicherheits⸗ 
vorſchriften, deren Feſtſetzung durch die eiſenbahntechniſche Aufſichtsbehörde zu erfolgen hat, vorzubehalten. 
Bugs. 
1. Der Halbmeſſer der Krümmungen auf freier Strecke ſoll in der Regel bei Vollſpurbahnen 
nicht kleiner als 100 m fein, bei Schmalſpurbahnen 
mit Um Spurweite nicht kleiner als 50 m, 
750 mm = = = 40 m, 
= 600 mm * z = z 30. m. 
2. Kleinere Halbmeſſer find zuläffig, ſofern Maſchinen und Wagen derartig gebaut ſind, daß ſie 
Krümmungen mit den zugelaſſenen Halbmeſſern anſtandslos durchfahren können. 


g. 4. 
8 1 In Krümmungen darf die Spurerweiterung bei Vollſpurbahnen das Maß von 35 mm nicht 
überſchreiten. 
5 2. Die Spurerweiterung darf bei Schmalſpurbahnen mit 
Im Spurweite das Maß von 25 mm, 

750 mm = z = „20 mm, 

600 mm = = = „18 mm 
nicht überſchreiten, ſofern die Betriebsmittel nicht beſonders für größere Spurerweiterungen eingerichtet ſind. 


§. 5. 

1. Die Bahn iſt fortwährend in einem ſolchen baulichen Zuſtande zu halten, daß jede Strecke, 
ſoweit fie ſich nicht in Ausbeſſerung befindet, ohne Gefahr mit der für ſie feſtgeſetzten größten Ge⸗ 
ſchwindigkeit ($. 24) befahren werden kann. 

2. Bahnſtrecken, auf welchen zeitweiſe die für ſie zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit ermäßigt werden 
muß, ſind durch Signale zu kennzeichnen und unfahrbare Strecken, auch wenn kein Zug erwartet wird, 
durch Signale abzuſchließen. 


§. 6. \ a 
1. Für Vollſpurbahnen iſt die Umgrenzung des lichten Raumes in Uebereinſtimmung mit den 
Vorſchriften der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands nach den auf der Anlage A dar⸗ 
geſtellten Umrißlinien einzuhalten. Die gleichen Vorſchriften gelten für die Umgrenzung der Betriebsmittel. 
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2. Für ſolche Schmalſpurbahnen, auf welchen Güterwagen der Vollſpurbahnen mittels beſonderer 
Fahrzeuge (Rollſchemel) befördert werden ſollen, iſt die durch Abſatz 1 vorgeſchriebene Umgrenzung des 
lichten Raumes in den Höhen und Breiten⸗Abmeſſungen von der Unterkante der Radlaufkreiſe des auf 
dem Rollſchemel ſtehenden Vollſpurbahnwagens ab einzuhalten. Hierbei iſt, je nach der Höhe und Breite 
der zu befördernden Wagen und der Art ihrer Beladung, eine Einſchränkung der geſammten Höhe und 
Breite des lichten Raumes zuläſſig. 

3. Für Schmalſpurbahnen, auf welche Fahrzeuge der Vollſpurbahnen nicht übergeführt werden 
ſollen, iſt die Umgrenzung des lichten Raumes von Fall zu Fall nach den zu verwendenden Betriebs- 
mitteln zu bemeſſen. Die auf Anlage B dargeſtellten Abmeſſungen gelten als Mindeſtmaß. Bei ihrer 
Anwendung dürfen die feſten Theile der Betriebsmittel nur ſoweit an die Umgrenzung heranreichen, daß 
in einer Höhe von 100 mm bis 1 m über Schienenoberkante ein Abſtand von 30 mm, in weiterer Höhe 
überall ein Abſtand von 100 mm verbleibt. 

4. Für Vollſpurbahnen mit Zahnradbetrieb darf eine Erhöhung der Zahnſtange über die 
Schienenoberkante bis zu 100 mm in einer größten Breite von 250 mm beiderſeits der Gleismitte ftatte 
finden, iſt aber auf Strecken ohne Zahnſtange wegzulaſſen. 

5. Für ſchmalſpurige Zahnradbahnen ift die wegen der Anordnung der Zahnſtange erforderliche 
Einſchränkung des lichten Raumes für jedes Unternehmen beſonders zu beſtimmen. 

6. Bei Anordnung der Umgrenzungen iſt in Krümmungen auf die Spurerweiterung der Gleiſe 
ſowie auf die Ueberhöhung der äußeren Schiene Rückſicht zu nehmen. 

7. Bei Bahnen, welche nur dem Güterverkehr dienen ſollen, ſowie an Ladegleiſen der Stationen 
kann eine Einſchränkung des lichten Raumes zugelaſſen werden. Seine Umgrenzung iſt in ſolchen Fällen 
nach den Abmeſſungen der zur Verwendung kommenden Betriebsmittel beſonders zu beſtimmen. 

8. Bei vollſpurigen Gleiſen müſſen die bis zu 50 mm über Schienenoberkante hervortretenden 
unbeweglichen Gegenſtände außerhalb des Gleiſes mindeſtens 150 mm von der Innenkante des Schienen⸗ 
kopfes entfernt bleiben; bei unveränderlichem Abſtande derſelben von der Fahrſchiene darf dies Maß 
auf 135 mm eingeſchränkt werden. Innerhalb des Gleiſes muß ihr Abſtand von der Innenkante des 
Schienenkopfes mindeſtens 67 mm betragen, jedoch kann dieſer Abſtand bei Zwangsſchienen nach dem 
mittleren Theile hin allmählich bis auf 41 mm eingeſchränkt werden. In gekrümmten Strecken mit 
Spurerweiterung muß der Abſtand der innerhalb des Gleiſes hervortretenden unbeweglichen Gegenſtände 
von der Innenkante des Schienenkopfes um den Betrag der Spurerweiterung größer ſein als die vor⸗ 
genannten Maße. 


Seil; 
Ginfriebt- Einfriedigungen der Bahn fowie Sicherheitsvorridhtungen an Wegeübergängen und Wegen find 
1 0 0 nur ausnahmsweiſe herzuſtellen, wenn und wo dies durch beſondere örtliche Verhältniſſe bedingt erſcheint. 

8. 8. a 
Abthellungs⸗ 1. Die Bahn muß mit Abtheilungszeichen verfehen fein, welche Entfernungen von ganzen Kilo« 
zeichen, Nei- 4 
ungszeiger, metern angeben. 
hie 2. Bei mehr als 500 m langen Neigungen von mehr als 10% (1: 100) find an den Gefäll⸗ 


wechſeln Neigungszeiger anzubringen. 
3. Krümmungen mit einem kleineren Halbmeſſer als: 
bei 1,435 m Spurweite 150 m, 


: 1m = 100 m, 
750 mm * 80 m, 
= 600 mm = 60m 


find auf denjenigen Strecken zu bezeichnen, welche mit einer Geſchwindigkeit von mehr als 20 km in der 
Stunde befahren werden. 5 

4. Ob und wo vor den in Schienenhöhe liegenden unbewachten Wegeübergängen ein Kennzeichen 
anzubringen iſt, welches dem Maſchinenführer eines die Strecke befahrenden Zuges die Annäherung an 
einen derartigen Uebergang anzeigt, iſt für jeden Uebergang beſonders zu beſtimmen. N 

5. Zwiſchen zuſammenlaufenden Schienenſträngen muß ein Merkzeichen angebracht ſein, welches 
die Stelle angiebt, über die hinaus auf dem einen Gleiſe Fahrzeuge mit keinem ihrer Theile vorgeſchoben 
werden dürfen, ohne daß der Durchgang von Fahrzeugen auf dem anderen Gleiſe gehindert wird. 

6. Die Sicherungseinrichtungen und Maßregeln bei Kreuzungen in Schienenhöhe der Klein⸗ 
bahnen untereinander ſind für jede Kreuzung beſonders vorzuſchreiben. Der eiſenbahntechniſchen Auf⸗ 


ne 


ſichtsbehörde iſt hierbei die Befugniß zu Abänderungen, welche etwa nach den Ergebniſſen des Betriebes 
ſich als nothwendig erweiſen ſollten, vorzubehalten. 


8. 9. 
Die Betriebsmittel müſſen fortwährend in einem ſolchen Zuſtande gehalten werden, daß die 
Fahrten mit der größten zuläſſigen Geſchwindigkeit (§. 24) ohne Gefahr ſtattfinden können. 


8. 10. 

1. Für jede Maſchine iſt nach Maßgabe ihrer Bauart eine Fahrgeſchwindigkeit vorzuſchreiben, 
welche in Rückſicht auf die Sicherheit niemals überſchritten werden darf. Dieſe Geſchwindigkeit muß an 
der Maſchine angezeichnet ſein. 

2. An jedem Dampfkeſſel muß ſich eine Einrichtung zum Anſchluſſe eines Prüfungsmanometers 
befinden, durch welches die Belaſtung der Sicherheitsventile und die Richtigkeit der Federwaagen und 
Manometer geprüft werden kann. 

3. Jede Lokomotive muß verſehen ſein: 

a) Mit mindeſtens zwei zuverläſſigen Vorrichtungen zur Speiſung des Keſſels, welche unab⸗ 
hängig von einander in Betrieb geſetzt werden können, und von denen jede für ſich wäh⸗ 
rend der Fahrt im Stande ſein muß, das zur Speiſung erforderliche Waſſer zuzuführen. 
Eine dieſer Vorrichtungen muß geeignet ſein, auch beim Stillſtande der Lokomotive dem 
Keſſel Waſſer zuzuführen. 

b) Mit mindeſtens zwei von einander unabhängigen Vorrichtungen zur zuverläſſigen Erkennung 
der Waſſerſtandshöhe im Innern des Keſſels. Bei einer dieſer Vorrichtungen muß die 
Höhe des Waſſerſtandes vom Stande des Führers ohne beſondere Proben fortwährend 
erkennbar und eine in die Augen fallende Marke des niedrigſten zuläſſigen Waſſerſtandes 
angebracht ſein. 

e) Mit wenigſtens zwei Sicherheitsventilen, von welchen das eine fo eingerichtet ſein ſoll, daß 
die Belaſtung deſſelben nicht über das beſtimmte Maß geſteigert werden kann. Die Sicher⸗ 
heitsventile ſind ſo einzurichten, daß ſie vom geſpannten Dampfe nicht weggeſchleudert 
werden können, wenn eine unbeabſichtigte Entlaſtung derſelben eintritt. Die Einrichtung 
der Sicherheitsventile muß denſelben eine ſenkrechte Bewegung von 3 mm geſtatten. 

d) Mit einer Vorrichtung (Manometer), welche den Druck des Dampfes zuverläſſig und ohne 
Anſtellung beſonderer Proben fortwährend erkennen läßt. Auf den Zifferblättern der Mano⸗ 
meter muß der höchſte zuläſſige Dampfüberdruck durch eine in die Augen fallende Marke 
bezeichnet ſein. 

e) Mit einer Dampfpfeife und mit einer Läutevorrichtung. 


§. 11. 

1. Neue oder mit neuen Keſſeln verſehene Lokomotiven dürfen erſt in Betrieb geſetzt werden, 
nachdem ſie der vorgeſchriebenen Prüfung unterworfen und als ſicher befunden ſind. Der hierbei als zu⸗ 
läſſig erkannte höchſte Dampfüberdruck, ſowie der Name des Fabrikanten der Lokomotive und des Keſſels, 
die laufende Jabriknummer und das Jahr der Anfertigung müſſen in leicht erkennbarer und dauerhafter 
Weiſe an der Lokomolive bezeichnet ſein. 

Nach jeder umfangreicheren Ausbeſſerung des Keſſels, im Uebrigen in Zeitabſchnitten von 
höchſtens drei Jahren, ſind die Lokomotiven in allen Theilen einer gründlichen Unterſuchung zu unter⸗ 
werfen, mit welcher eine Keſſeldruckprobe zu verbinden iſt. Dieſe Zeitabſchnitte ſind vom Tage der In⸗ 
betriebſetzung nach beendeter Unterſuchung bis zum Tage der Außerbetriebſetzung zum Zweck der nächſten 
Unterſuchung zu bemeſſen. 

3. Bei den Druckproben iſt der Keſſel vom Mantel zu entblößen, mit Waſſer zu füllen und 
mittels einer Druckpumpe zu prüfen. Der Probedruck ſoll den höchſten zuläſſigen Dampfüberdruck um 
fünf Atmoſphären überſteigen. 

4. Keſſel, welche bei dieſer Probe ihre Form bleibend ändern, dürfen in dieſem Zuſtande nicht 
wieder in Dienſt genommen werden. 

5. Bei jeder Keſſelprobe iſt gleichzeitig die Richtigkeit der Manometer und Ventilbelaſtungen der 
Lokomotiven zu prüfen. 


1* 
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6. Der angewendete Probedruck iſt mittels eines Prüfungsmanometers zu meſſen, welches in an⸗ 
gemeſſenen Zeitabſchnitten auf ſeine Richtigkeit unterſucht werden muß. 

7. Längſtens acht Jahre nach Inbetriebſetzung eines Lokomotivkeſſels muß eine innere Unter⸗ 
ſuchung deſſelben vorgenommen werden, bei welcher die Siederohre zu entfernen ſind. Nach ſpäteſtens je 
6 Jahren iſt dieſe Unterſuchung zu wiederholen. 

8. Ueber die Ergebniſſe der Keſſeldruckproben und der ſonſtigen mit den Lokomotiven vor⸗ 
genommenen Unterſuchungen iſt Buch zu führen. 


F. 12. 
911 50 1. An der Stirnſeite der Maſchinen ſowohl wie an der Rückſeite müſſen Bahnräumer angebracht 
Aſchtaſten, fein. Zahnradmaſchinen ſollen außerdem mit Bahnräumern vor den Zahnrädern verſehen ſein. In ges 
fänger. (igneten Fällen find Schutzkaſten als Bahnräumer anzubringen. 
2. Dampflokomotiven müſſen mit einem verſchließbaren Aſchkaſten und mit Vorrichtungen verſehen 
fem, welche den Auswurf glühender Kohlen aus dem Aſchkaſten und dem Schornſtein zu verhüten be⸗ 
ſtimmt ſind. 


1 
Bremſen ber Die Maſchinen müſſen ohne Rückſicht auf etwa vorhandene anderweite Bremsvorrichtungen mit 
Maſchine. einer Handbremſe verſehen fein, die jederzeit leicht und ſchnell in Thätigkeit geſetzt werden kann. 

§. 14. 
Federn Zug · Sämmtliche Wagen, mit Ausnahme der nur in Arbeitszügen, ſowie der im reinen Güterverkehr 


um Sol mit nicht mehr als 20 km Fahrgeſchwindigkeit laufenden, müſſen mit Tragfedern ſowie an beiden Stirn⸗ 
gen. ſeiten mit federnden Zug⸗ und Stoßvorrichtungen verſehen fein. 


15. 
Spurkräuze. Sämmtliche Räder müſſen Spurkränze haben, mit Ausnahme der Räder an den Mittelachſen der 
dreiachſigen Maſchinen und Wagen. 
$. 16. 
Stärke ber 1. Auf Vollſpurbahnen muß bei den Maſchinen die Stärke der Radreifen mindeſtens 20 mm 


Madteiſen. betragen, bei Wagen können die Radreifen bis auf 16 mm abgenutzt werden. Die Stärke der Reifen 
iſt in der ſenkrechten Ebene des Laufkreiſes zu meſſen, welche 750 mm von der Mitte der Achſe ent⸗ 
fernt anzunehmen iſt. Bei Rädern, deren Reifen durch eine Befeſtigungsnuth unter der der Abnutzung 
unterworfenen Fläche geſchwächt ſind, müſſen noch an der ſchwächſten Stelle die bezeichneten Maße inne⸗ 
gehalten werden. 

2. Auf Schmalſpurbahnen muß die Stärke der Radreifen der Maſchinen mindeſtens 12 mm, die 
der Wagen mindeſtens 10 mm betragen. 
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unter. 1. Es dürfen nur ſolche Wagen in Geben genommen werden, welche den nach 8. 4, 1 des 

a Geſetzes genehmigten Entwürfen entſprechen. 

2. Jeder Wagen iſt von Zeit zu Zeit durch den Unternehmer einer gründlichen Unterſuchung 
zu unterwerfen, bei welcher die Achſen, Lager und Federn abgenommen werden müſſen. Dieſe Unter⸗ 
ehe hat ſpäteſtens drei Jahre nach der erſten Ingebrauchnahme oder nach der letzten Unterſuchung 
zu erfolgen. 


$. 18. 
Segelns Jeder Wagen muß Bezeichnungen haben, aus welchen zu erſehen iſt: 
der Wagen. a) die Kleinbahn, zu welcher er gehört, 
b) das eigene Gewicht, einſchließlich der Achſen und Räder und ausſchließlich der loſen Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtände, 


c) bei Güter: und Gepäckwagen das Ladegewicht und die Tragfähigkeit, 
d) der Zeitpunkt der letzten Unterſuchung. 


III. Gin §. 19. 

uns 1. Die Bahnſtrecke muß mindeſtens einmal an jedem Tage auf ihren ordnungsmäßigen Zuſtand 
de Bd. unterſucht werden, ſofern die zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit der Zuge mehr als 20 km in der Stunde 
bebung des beträgt, bei geringeren Fahrgeſchwindigkeiten iſt die Unterſuchung mindeſtens jeden dritten Tag vor⸗ 
N zunehmen. Für Zahnſtangenſtrecken beſtimmt die vorzunehmenden Unterſuchungen die eiſenbahntechniſche 
der Babu. Alufſichts behörde. 


— 


2. Bei Annäherung eines Zuges oder einer einzeln fahrenden Maſchine an einen in Schienenhöhe 
liegenden unbewachten Wegeübergang hat der Maſchinenführer von der etwa gekennzeichneten Stelle an 
oder, ſofern Kennzeichen nicht angebracht ſind, in angemeſſener Entfernung bis nach Erreichung des Ueber⸗ 
ganges die Läutevorrichtung in Thätigkeit zu halten oder ein anderes Warnungszeichen zu geben. Gleiches 
gilt, wenn Menſchen oder Fuhrwerke auf der Bahn oder in gefahrdrohender Nähe derſelben bemerkt 
werden. Ob und wo vor dem Ueberfahren derartiger Uebergänge verlangſamtes Fahren oder vorheriges 
Halten der Züge erfolgen ſoll, beſtimmt die eiſenbahntechniſche Auſſichtsbehörde im Einvernehmen mit 
der Genehmigungsbehörde. 

3. Von der Bedienung und Beleuchtung von Weichen kann in der Regel abgeſehen werden, wenn 
ſie unter Verſchluß gehalten werden. 

9 

1. Auf vollſpurigen Bahnen ſollen nicht mehr als 80 Wagenachſen, auf Schmalſpurbahnen von ®tärte ber 

12 ee höchſtens 60, von 750 mm und 600 mm Spurweite höchſtens 50 Wagenachſen in einem Boe, 
uge laufen. 

2. Auf Zahnradbahnen darf zur Beförderung eines Zuges nur eine Maſchine verwendet werden, 
auf Reibungsbahnen dagegen außer der Maſchine an der Spitze des Zuges und einer etwaigen Vor⸗ 
ſpannmaſchine noch eine an ſeinem Schluß, jedoch nur bei Güterzügen, ſowie zum Ingangſetzen von 
Perſonenzügen in den Stationen. 

= 2 

1. In jedem Zuge müſſen außer den Bremſen an der Maſchine ſo viele Bremſen bedient oder Bean; 
auf andere Weiſe wirkſam zu machen ſein, daß mindeſtens der aus nachſtehendem Verzeichniſſe zu . 
berechnende Theil der im Zuge befindlichen Wagenachſen gebremſt werden kann. 


Bei einer Fahrgeſchwindigkeit von 


Auf Neigungen 


8 15 | 20 \ 30 
dot vom Kilometer in der Stunde müſſen von je 
. Verhältniß 100 Wagenachſen zu bremſen ſein: 
—— — —ä— — 
0 1:0 6 6 6 
2 1400 6 6 9 
5,0 1200 6 7 12 
7,5 12133 8 10 15 
10 15100 10 13 18 
12,5 1: 80 13 15 21 
15 1: 66 15 18 24 
17,5 e 18 21 27 
20 1: 50 20 23 31 
22,5 1: 44 22 26 34 
25 1: 40 25 293 37 
30 1: 33 30 34 48 
35 1: 28 84 89 49 
40 1: 25 39 45 56 


2. Bei der hiernach auszuführenden Berechnung der Zahl der zu bremſenden Wagenachſen iſt 
Folgendes zu beachten: 
a) Für Fahrgeſchwindigkeiten und Neigungen, welche zwiſchen den in dem Verzeichniſſe auf⸗ 
geführten liegen, gilt jedesmal die größte der dabei in Frage kommenden Bremszahlen. 
b) Die Anzahl der zu bremſenden Wagenachſen iſt für die ſtärkſte, auf der fraglichen Strecke 
vorkommende Bahnneigung (Steigung oder Gefälle), welche ſich ununterbrochen auf eine 
Länge von 1000 m oder darüber erſtreckt, zu beſtimmen. Erreicht die ſtärkſte vorkommende 
Neigung an keiner Stelle die Länge von 1000 m, ſo iſt die gerade Verbindungslinie 
1 5 denjenigen zwei Punkten des Längenſchnitts, welche bei 1000 m Entfernung den 
größten Höhenunterſchied zeigen, als ſtärkſtgeneigte Strecke anzusehen. 
e) Als maßgebende Fahrgeſchwindigkeit iſt diejenige anzunehmen, welche der Zug auf der die 
Höchſtſteigung enthaltenden Strecke erreichen darf. 


Br u 


d) Sowohl bei Zählung der vorhandenen Wagenachſen, als auch bei Feſtſtellung der erforder: 
lichen Bremsachſen iſt eine unbeladene Güterwagenachſe als halbe Achſe zu rechnen. Die 
Achſen von Perſonen⸗, Poſt⸗ und Gepäckwagen ſind ſtets voll in Anſatz zu bringen. 

e) Der bei Berechnung der Anzahl der zu bremſenden Wagenachſen ſich etwa ergebende über⸗ 
ſchießende Bruchtheil iſt, wenn er größer iſt als ein Halb, ſtets als ein Ganzes zu rechnen, 
anderenfalls zu vernachläſſigen. 


3. Für Bahnſtrecken, welche ſtärkere Neigungen als 40% (1 : 25) haben, ſind für das Bremſen 
der Züge von der eiſenbahntechniſchen Aufſichtsbehörde beſondere Vorſchriften zu erlaſſen. Gleiches gilt 
für Züge und Wagen, welche auf längeren Strecken ausſchließlich durch die Schwerkraft oder mit Huͤlfe 
ee Maſchinen bewegt werden, ſowie für Zahnrad⸗ und andere Bahnen von außergewöhnlicher 

auart. 

4. Den Stationsbedienſteten, ſowie den Zugbedienſteten iſt ſchriftlich bekannt zu geben, der wie⸗ 
. ag der Wagenachſen auf jeder Strecke bei der zugelaſſenen höchſten Fahrgeſchwindigkeit zu 
bremſen iſt. 


5. 22. 
eig Bei Bildung der Züge iſt darauf zu achten, daß die Wagen gehörig zuſammengekuppelt ſind, 
er Züge. die Belaſtung in den einzelnen Wagen thunlichſt gleichmäßig vertheilt iſt, die nöthigen Signalvorrichtungen 

angebracht, die erforderlichen Bremſen bedienbar, bedient und thunlichſt gleichmäßig im Zuge vertheilt ſind. 

$. 23. 

Erleuchtung Das Innere der zur Beförderung von Perſonen benutzten Wagen iſt während der Fahrt bei 


der Wagen. Dunkelheit angemeſſen zu erleuchten. 


§. 24. 
1. Die größte zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit für Züge und einzelne Maſchinen darf in der Regel 


Größte zu 
ee bei Bahnen mit 
ich, 1,d4ap m ‚Syurmelle li |... mm... 10 km, 
1 = fish Kat al FREE) Hays Adi = 
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in der Stunde nicht überfteigen. 

2. Größere Fahrgeſchwindigkeiten können mit Genehmigung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
zugelaſſen werden jofern ein Verkehrsbedürfniß dafür nachweisbar iſt. Ueber die in ſolchen Fällen vor⸗ 
zuſchlagende Ergänzung der Sicherheits vorſchriften bleibt die Entſcheidung dem Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten vorbehalten. 

- y F. 25. 
Bangſam · 1. Wenn ein Zeichen zum Langſamfahren gegeben iſt oder ein Hinderniß auf der Bahn bemerkt 
lien wird, muß die Jahrgeſchwindigkeit in einer den Umſtänden angemeſſenen Weiſe ermäßigt werden. 

2. Auf Strecken, in welchen eine Drehbrücke liegt, oder welche wegen ſcharfer Krümmungen, ſtarker 
Neigungen oder aus ſonſtigem Grunde ſtets mit beſonderer Vorſicht befahren werden müſſen, iſt die größte 
ae Geſchwindigkeit für die einzelnen Zuggattungen von der eiſenbahnlechniſchen Aufſichts behörde 
feſtzuſetzen. 


$. 26. 
Mbfahrt der 1. Kein Zug darf eine Station verlaſſen, bevor die Abfahrt von dem zuſtändigen Bedienſteten 
Zuge. geſtattet iſt. 

2. Bei einer Fahrgeſchwindigkeit von mehr als 15 km in der Stunde darf ein fahrplanmäßiger 
Zug einem anderen in derſelben Richtung abgelaſſenen Zuge in der Regel nur in Stationsabſtand — 
— Ablauf der planmäßigen Fahrzeit des voraufgegangenen Zuges — und zwar nur mit einer um 
5 km in der Stunde verringerten Fahrgeſchwindigkeit folgen. Für unüberſichtliche oder mit ſtarken 
Neigungen behaftete Strecken, ſowie für ungünſtige Witterungsverhältniſſe kann die eiſenbahntechniſche 
Auſſichtsbehörde weitere Einſchränkungen vorſchreiben. 


BETA 

Sonderzüge und einzelne Maſchinen, welche den beteiligten Stationen ſowie dem etwa vor- Sonderzüge. 
handenen Bahnbewachungsperſonal nicht vorher angekündigt ſind, dürfen mit keiner größeren Geſchwindig⸗ 
keit als 10 km in der Stunde fahren. 

8. 28. 

Das Schieben von Zügen auf freier Strecke, an deren Spitze ſich eine führende Maſchine nicht * der 
befindet, iſt auf Reibungsbahnen nur dann zuläſſig, wenn ihre Stärke nicht mehr als 40 Wagenachſen 0 
beträgt und ihre Geſchwindigkeit 15 km in der Stunde nicht überſteigt. Der vorderſte Wagen muß als- 
dann mit einem wachthabenden Bedienſteten beſetzt ſein, welcher vor unbewachten Uebergängen oder, wo 
ſonſt das Bedürfniß eintritt, ein weithin hörbares Warnungszeichen mittels Glocke, Horn oder dergleichen 
abzugeben hat. Für Zahnradbahnen werden die betreffenden Vorſchriften von der eiſenbahntechniſchen 
Aufſichtsbehörde erlaſſen. 


§. 29. 
Das Begleitperſonal darf während der Fahrt nur einem Bedienſteten untergeordnet ſein. Bu une 
N I 8. 30. 
1. Stillſtehende, fahrfertige Maſchinen müſſen ftets unter Aufſicht ſtehen. N 


2. Die ohne ausreichende Aufficht, ſowie die über Nacht auf den Gleiſen verbleibenden Wagen and Wegen. 
ſind durch geeignete Vorrichtungen feſtzuſtellen. 


Real, h 
Ohne Erlaubniß der zuſtändigen Bedienſteten darf außer den durch ihren Dienſt dazu berechtigten e 
Perſonen Niemand auf der Maſchine mitfahren. Maſchtne. 
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1. Der Gebrauch der Dampfpfeife oder der Preßluftpfeife ift auf die im F. 38 vorgeſchriebenen Wehrand der 
Signale, ſowie außergewöhnliche e e desde ae eee 3 geld Eignaipfeife 

In der Nähe einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Straße fol vorzugsweiſe die Läute⸗ 
vorrichtung der Maſchine oder ein anderes Warnungszeichen zur Anwendung kommen. Das Oeffnen der 
Zylinderhähne der Dampflokomotiven iſt an ſolchen Stellen zu vermeiden. 


8. 33. A 

1. Die Führung der Maſchine darf nur ſolchen Perſonen übertragen werden, welche eine förm⸗ apeung ver 
liche Prüfung abgelegt haben und ſich durch ein Zeugniß darüber ausweiſen können, daß fie die er, Weſchtne. 
forderliche techniſche Befähigung und Zuverläſſigkeit beſitzen. P- 

2. Die Bedienung der Maſchine kann mit Zuſtimmung der eiſenbahntechniſchen Aufſichtsbehörde 
dem Führer allein übertragen werden, wenn die Bekriebsmittel einen Uebergang zwiſchen der Maſchine 
und den Wagen geſtatten und außer dem Führer ein Zugbedienſteter ſich auf dem Zuge befindet, der es 
verſteht, den Zug zum Stillſtand zu bringen. 


8. 34. 
Sofern andere, als mit Dampfkraft betriebene Maſchinen Verwendung finden, find die für ihren außer. 
Zuſtand, ihre Unterhaltung, Unterſuchung und Handhabung zu beachtenden Sicherheits vorſchriften bis Waschtag. 
auf Weiteres von der eiſenbahntechniſchen Aufſichtsbehörde für jedes Unternehmen beſonders feſtzuſetzen, 
im Uebrigen aber diejenigen der vorſtehenden und der noch folgenden Vorſchriften, deren Anwendung Be— 
denken nicht entgegenſtehen, unverändert einzuführen oder, ſoweit nothwendig, zu ändern und zu ergänzen. 


35. IV Signal- 
Einrichtungen, welche die Verſtändigung ichen den Stationen ermöglichen, können zur Sicher⸗ weſen. 
heit des Betriebes von der eiſenbahntechniſchen Aufſichtsbehörde gefordert werden, ſofern im regelmäßigen nn 
Betriebe ſich gleichzeitig zwei oder mehrere Züge in entgegengeſetzter Fahrtrichtung bewegen oder ſonſtige 1 
Rückſichten ſolche erfordern. 
. 36. 
Auf der Bahn müſſen die Signale 92 1 5 werden können: 11 
der Zug ſoll langſam fahren und = 
der Zug ſoll halten. 


a 
8.37 
AngRgnale: Jeder gefchloffen fahrende Zug muß mit Signalen verſehen ſein, welche bei Tage den Schluß, 
bei Dunkelheit die Spitze und den Schluß erkennen laſſen; Gleiches gilt für einzeln fahrende Maſchinen. 
§. 38. 
= Der Maſchinenführer muß die Signale geben können: 


führers, Achtung, 
Bremſenanziehen und 
Bremſen loslaſſen, 
oder er muß 
die Bremſen ſelbſt wirkſam machen und löſen können. 


8. 39. 
A Soweit Farben⸗Signale zur Anwendung kommen, dürfen nur die Farben weiß, grün und roth 
verwendet werden, und zwar ſoll die rothe Farbe als Halt⸗Signal dienen. 


) . 40. 
DE Die mit der Leitung der Bahnunterhaltung und des Betriebes betrauten Perſonen ſind ſowohl 
führung. der eiſenbahntechniſchen a als dem zuſtändigen Regierungs⸗ (Polizei-) Präſidenten namhaft 


en zu machen, auch find dieſen Behörden alle hierbei eintretenden Aenderungen anzuzeigen. 


8. 41. 
et 1. Den im äußeren Betriebsbienft angeſtellten Bedienſteten ſind über ihre Dienſtverrichtungen 
end Diem» un d ihr gegenſeitiges Dienſtverhältniß ſchriftliche oder gedruckte Anweiſungen zu geben. Die eiſenbahn⸗ 
e. techniſche Aufſichts behörde, welcher dieſe Anweiſungen vorgelegt werden müſſen, kann ſie beanftanden, wenn 
ſie die Betriebsſicherheit der Kleinbahn dadurch nicht für gewahrt erachtet. Auch iſt dieſe Behörde befugt, 
eine Prüfung der Bedienſteten des äußeren Betriebsdienſtes zu fordern, ſowie die Entlaſſung derjenigen, 

welche nach ihrem Ermeſſen nicht als techniſch fähig und zuverläſſig anzuſehen ſind. 

2. Die Befugniſſe der eiſenbahntechniſchen Auſſichtsbehörde ſind in den Dienſtverträgen vorzuſehen. 

3. Bei Ausübung ihrer Aufſicht wird ſich die eiſenbahntechniſche Aufſichtsbehörde zu Ent⸗ 
ſcheidungen, welche die Entlafſung von Bedienſteten oder grundlegende für den unveränderten Beſtand 
des Unternehmens erhebliche Aenderungen der beſtehenden Anordnungen betreffen, des Einverſtändniſſes 
des zuftändigen Regierungs⸗(Polizei⸗) Präſidenten verſichern oder — in dringenden Fällen — dieſen 
nachträglich verſtändigen. 

§. 42. 
e 1. Dieſe Betriebs⸗Vorſchriften werden durch den Reichs⸗ und Staatsanzeiger, das Miniſterialblatt 
mungen. für die innere Verwaltung, das Eiſenbahn⸗Verordnungs⸗Blatt, das Zentralblatt der Bauverwaltung, die 
Zeitſchrift für Kleinbahnen und die Amtsblätter der Königlichen Regierungen veröffentlicht, 

2. Auf bereits genehmigte Kleinbahnen finden dieſe Betriebsvorſchriften unbeſchadet der konzeſſions⸗ 
mäßigen Rechte der Unternehmer Anwendung. Im Uebrigen bleibt bei dieſen Bahnen die Genehmigung 
zur Beibehaltung von Abweichungen der eiſenbahntechniſchen Auffichtsbehörde überlaſſen. 

3. Weitere Abweichungen, als ſolche in dieſen Vorſchriften ſelbſt bereits als zulaͤſſig bezeichnet 
und von der Genehmigungsbehörde beziehungsweiſe der eiſenbahntechniſchen Aufſichtsbehörde feſtzuſetzen 
ſind, können bei Kleinbahnen, welche auf Grund dieſer Vorfchriften betrieben werden, von dem Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten zugelaſſen werden, ſofern ein Betriebsbedürfniß dafür nachweisbar iſt. 


Berlin, den 13. Auguſt 1898. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Dr. Micke. 


Unlage A. 


Umgrenzung des lichten Raumes für Vollſpurbahnen 
für die 


Maßſtab 1:50. freie Strecke. Atationen. Maze Midimeter. 
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Maßſtab 1: 10. 
——.—.— Nur für Zahnradſtrecken zuläſſig bis zu 100 mm Höchſtmaß über Schienenoberkante und bis zu 500 mm größte 


Breite. (Siehe Figur 4.) 

Anmerkung. Bei Gleisanlagen in Straßen können die Maße der Spurrinne äußerſten Falles auf 45 mm Breite und 35 mr 
Tiefe herabgemindert werden. Die mit 150 mm vorgeſchriebene Mindeſtentfernung feſter, über Schienenoberkante außerhalb 
des Gleiſes bis zum Höchſtmaße von bo mm erhöhter Theile, kann auf 135 mm eingeſchränkt werden. wenn der erhöht⸗ 
Theil mit der Fahrſchiene feſt verbunden iſt. (Siehe Figur 2 und 8.) 


Aulage B. 


Umgrenzung des lichten Raumes für Schmalſpurbahnen. 


Maße Millimeter. 


Fig. 1 Maßſtab 1:50. Fig. 2 
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— 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 


